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THEMA DES MON ATS 

Europas neue Wachstumsstrategie: Der „Green Deal“  

Am 11. Dezember 2019 hat die Europäische Kommission ihre erste offizielle Mitteilung zum „Green Deal“ 

vorgelegt. Dieser ist eine der sechs politischen Leitlinien und Kernstück der neuen von-der-Leyen-Kom-

mission, die ihre Arbeit Anfang Dezember 2019 aufgenommen hat. Mit dem Green Deal sollen gleich meh-

rere Ziele verfolgt werden: Klimaneutralität in der EU bis 2050; Wirtschaftswachstum von der Ressourcen-

nutzung abkoppeln; das Naturkapital der EU schützen; die Gesundheit und das Wohlergehen der Men-

schen vor Umweltrisiken und deren Auswirkungen schützen. Der Green Deal ist jedoch noch mehr: Er soll 

zu einem Umdenken in und zu einer Umstrukturierung der Gesellschaft und Wirtschaft führen und ist als 

neue Wachstumsstrategie der EU gedacht. 

Für diesen grundlegenden europäischen Strukturwandel werden in der Mitteilung zum Green Deal 50 Ini-

tiativen vorgelegt und ein erster Fahrplan für die wichtigsten Strategien und Maßnahmen vorgestellt, die 

zur Erreichung der Ziele beitragen sollen. Die Kommission wird diese in den nächsten Jahren Schritt für 

Schritt umsetzen. Um das Klimaneutralitätsziel bis 2050 zu verwirklichen, soll es rechtsverbindlich veran-

kert werden. Frans Timmermans, Exekutiv Vize-Präsident der Europäischen Kommission und federführend 

für die Umsetzung des Green Deals, wird Anfang März 2020 dazu ein Europäisches Klimagesetz vorlegen. 

Besonders in den Bereichen Energie, Gebäude, Industrie und Mobilität, die viele Bereiche der Stadtent-

wicklung berühren sowie alle Wirtschaftszweige einbeziehen, wird die Umsetzung des Green Deals statt-

finden. Für den Gebäudebestand, auf den 40 % des Energieverbrauchs entfällt, sind folgende Punkte im 

Green Deal aufgeführt: 

So hat die Kommission eine „Renovierungswelle“ für öffentliche und private Gebäude für Oktober 2020 

angekündigt. Ziel ist es, die aktuelle Renovierungsquote in der EU mindestens zu verdoppeln. Weiter wird 

die Kommission darauf achten, dass die EPBD-Richtlinie konsequent umgesetzt wird. Dazu gehört unter 

anderem eine Bewertung der langfristigen nationalen Renovierungsstrategien der Mitgliedstaaten, die in 

diesem Jahr ansteht. 

Ob die Emissionen von Gebäuden in den Emissionshandel mit aufgenommen werden, soll ebenfalls ge-

prüft werden. Bis Juni 2021 plant die Kommission, alle einschlägigen klimabezogenen Politikinstrumente 

einer Überprüfung und gegebenenfalls einer Überarbeitung zu unterziehen. Im Gebäudebereich könnten 

hier die Energieeffizienzrichtlinie und die Richtlinie zu erneuerbaren Energien überprüft werden. Die Über-

prüfung sieht die Kommission als notwendig an, um ihr Ziel zu erreichen, die Treibhausgasemissionen bis 

2030 um mindestens 50 % bzw. 55 %, so die aktuelle Forderung der EU-Kommission, gegenüber 1990 zu 

senken.   

Außerdem wird die Überarbeitung der Bauprodukteverordnung anstehen. Es soll gewährleistet werden, 

dass der Bau und die Renovierung von Gebäuden den Anforderungen der Kreislaufwirtschaft in allen Pha-

sen entspricht und zu einer verstärkten Digitalisierung und Klimaverträglichkeit des Gebäudebestands 

führt. Bereits am 10. März 2020 soll ein Vorschlag zur EU-Industriestrategie und Revision der KMU-Defi-

nition sowie ein Gesetzgebungsvorschlag zur Kreislaufwirtschaft vorliegen. 

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/european-green-deal-communication_de.pdf
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Eine Initiative zur Renovierung soll noch in diesem Jahr mit verschiedenen Interessenträgern erarbeitet 

werden, mit dem Ziel, Hürden abzubauen, die eine Renovierung im größeren Umfang verhindern. Eine 

Plattform soll initiiert werden, die die verschiedenen Akteure des Gebäudesektors zusammenführt. Unter-

stützt werden soll diese Initiative durch das neue InvestEU-Programm, in dem alle Förderinstrumente zu-

sammengefasst werden. InvestEU könnte neue Finanzierungsmodelle für Wohnungsunternehmen oder 

Energiedienstleistungsunternehmen bereitstellen, wie z. B. Energieleistungsverträge für die Finanzierung 

von Renovierungen. Die Kommission plant den Abbau von nationalen regulatorischen Hindernissen, was 

die Investitionen in Energieeffizienz für gemietete Gebäude und Gebäude mit mehreren Eigentümern be-

trifft. Besonders die Renovierung von geförderten Wohnungen soll unterstützt werden, mit dem Ziel, Ener-

giekosten für Haushalte zu verringern. Hierzu wird die Kommission noch in diesem Jahr Leitlinien zur Be-

kämpfung von Energiearmut veröffentlichen. 

Mit der Veröffentlichung der Renovierungsstrategie im zweiten Halbjahr dieses Jahres wird sich besser 

einschätzen lassen, welche Anforderungen und Unterstützungen konkret auf die Wohnungswirtschaft zu-

kommen werden. 

Aber auch Maßnahmen im Energiebereich, wie z. B. die Dekarbonisierung des Energiesystems, werden 

für den Gebäudesektor ausschlaggebend sein. Energieeffizienz soll bei der Dekarbonisierung im Mittel-

punkt stehen und erneuerbare Energiequellen sollen genutzt werden. Gleichzeitig soll die Energieversor-

gung bezahlbar und sicher sein.  

Im Bereich der E-Mobilität sieht die Kommission vor, die Einrichtung von öffentlichen Ladestationen und 

die Umrüstung von Tankstellen bei Bedarf zu unterstützen, vor allem für den Langstreckenverkehr und für 

weniger besiedelte Gebiete. So schätzt die Kommission, dass bis 2025 ca. 1 Million öffentliche Ladestati-

onen und Tankstellen für 13 Millionen schadstofffreie und emissionsarme Fahrzeuge benötigt werden. Eine 

Strategie für saubere und intelligente Mobilität ist für das zweite Halbjahr 2020 vorgesehen. 

Aber auch Sektoren, die nicht unbedingt für einen erheblichen Anteil der Treibhausgase verantwortlich 

sind, werden eine wichtige Rolle dabei spielen, den Green Deal umzusetzen. So soll auch im Finanzwesen 

nachhaltig gehandelt werden und privates Kapital in nachhaltige Investitionen fließen. 

Zur Erreichung der Klima- und Energieziele bis 2030 kalkuliert die Kommission einen zusätzlichen Investi-

tionsbedarf von 260 Mrd. pro Jahr (1,5 % des BIP von 2018). Mitte Januar 2020 hat die Kommission einen 

Investitionsplan vorgelegt, der darlegt, wie der Investitionsbedarf gedeckt werden soll. (gdw, jos)  
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AKTU ELLES AU S POLITIK UND  GESETZGEBUNG 

Trinkwasserrichtlinie  

Nachdem der Rat und das Europäische Parlament 

am 19. Dezember 2019 eine informelle Einigung be-

treffend der Trinkwasserrichtlinie getroffen haben, 

ist die Richtlinie nun nach technischer und sprachli-

cher Prüfung vom Ausschuss der Ständigen Vertre-

ter der Mitgliedstaaten (COREPER ) am 5. Februar 

2020 gebilligt worden. 

Im April 2018 hatte die Europäische Kommission ei-

nen Revisionsvorschlag der Trinkwasserrichtlinie 

vorgelegt. Das Risiko des neuen Vorschlags be-

stand darin, dass Wohngebäude als "prioritäre 

Räumlichkeiten" definiert wurden und damit prinzipi-

ell die Anforderungen an Krankenhäuser und Alten-

pflegeeinrichtungen für die Sicherheit des Trinkwas-

sers übernehmen sollten. Hier gibt es eine Entwar-

nung. Alle relevanten Kompromissanträge, wie z. B. 

die Definition der "prioritären Räumlichkeiten", sind 

im Europäischen Parlament in der Plenarabstim-

mung am 23.10.2018 angenommen und in der nach-

folgenden Trilogverhandlung in 2019 nicht verändert 

worden. Wohngebäude fallen damit nicht unter die 

Definition der "prioritären Räumlichkeiten". 

Inwiefern sich aus der Richtlinie Gefährdungsanaly-

sen für Hausinstallationen und insbesondere eine 

Bleibeprobung oder Kaltwasserbeprobung ergeben 

könnten, bedarf einer Klärung mit dem Bundesge-

sundheitsministerium, das für die nationale Umset-

zung der Richtlinie verantwortlich ist. 

Die Trilogverhandlungen zwischen Parlament und 

Rat konnten jedoch aufgrund der Europawahlen in 

2019 erst in der neuen Legislaturperiode abge-

schlossen werden. 

Formal gesehen muss die Kompromissvereinba-

rung noch vom ENVI-Ausschuss des Europäischen 

Parlaments am 18. Februar 2020 abgesegnet wer-

den und dem Umweltrat am 5. März 2020 zur An-

nahme vorgelegt werden. 

Die Trinkwasserrichtlinie wird 20 Tage nach Veröf-

fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 

Kraft treten. (gdw) 

 

Maßnahmen zur Umsetzung der Säule sozialer 

Rechte 

Die Europäische Kommission will sicherstellen, 

dass alle Beschäftigten in der EU die Herausforde-

rungen durch Klimawandel, Digitalisierung und de-

mografischen Wandel bewältigen können. Sie hat 

am 14.01.2020 hierzu eine Mitteilung veröffentlicht, 

die den Weg für einen Aktionsplan zur Umsetzung 

der europäischen Säule sozialer Rechte aufzeigt. In 

der Mitteilung werden die vielfältigen Herausforde-

rungen der Europäischen Union vom Klimaschutz 

über Digitalisierung bis zum demografischen Wan-

del beschrieben. Die vorgestellten Initiativen sollen 

die europäische Sozialpolitik auf die Herausforde-

rungen vorbereiten. 

Bezugspunkt für die Mitteilung ist die europäische 

Säule sozialer Rechte, die im November 2017 von 

den Staats- und Regierungschefs und den EU-Insti-

tutionen angenommen wurde. Die Kommission bittet 

alle EU-Staaten, Regionen und Partner um Einga-

ben, wie die Ziele der Säule zu verwirklichen sind. 

Diese Überlegungen werden in einen Aktionsplan 

einfließen, der 2021 den Staats- und Regierungs-

chefs vorgelegt werden soll. Geplante Initiativen, die 

bereits zur Umsetzung der EU-Säule beitragen wer-

den, sind für 2020 insbesondere folgende Maßnah-

men:  

1. Quartal 2020 

• Gerechte Mindestlöhne für Arbeitnehmer*Innen 

in der EU (erste Phase der Sozialpartner-Kon-

sultation)  

• Europäischer Investitionsplan für den Green 

Deal (EGDIP)  

• Gerechter Übergangsfonds  

• Europäische Gleichstellungsstrategie und Ein-

führung verbindlicher Maßnahmen für mehr 

Lohntransparenz  

• Aktualisierte europäische Agenda für Kompe-

tenzen  

• je eine Industrie- und eine KMU-Strategie  

• Demografiebericht 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/02/05/safe-and-clean-drinking-water-council-approves-provisional-deal-which-updates-quality-standards/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Safe+and+clean+drinking+water:+Council+approves+provisional+deal+which+updates+quality+standards
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2. Quartal 2020 

• Aktualisierte Jugendgarantie  

• Update des Aktionsplans zu digitaler Bildung 

3. Quartal 2020 

• Gipfel für Plattformarbeit  

• Europäischer Bildungsraum 

4. Quartal 2020 

• Digital Services Act  

• Grünbuch zum Thema Altern  

• Europäischer Aktionsplan zur Bekämpfung von 

Krebs  

• Initiative für die Inklusion und Gleichberechti-

gung von Roma  

• Europäisches Arbeitslosenrückversicherungs-

System 

2021 

• Aktionsplan zur Umsetzung der Europäischen 

Säule sozialer Rechte  

• Kindergarantie  

• Aktionsplan für die Sozialwirtschaft  

• Strategie zugunsten von Menschen mit Behin-

derungen  

• langfristige soziale Perspektive für ländliche Ge-

biete 

Weitere Informationen finden sich auf der Webseite 

der EU-Kommission und in der Pressemitteilung. 

(gdw) 

 

Europäisches Semester: EU-Kommission legt 

jährliche Wachstumsstrategie vor  

Das 2010 eingeführte Europäische Semester stellt 

ein Tool dar, welches die Koordinierung, Prüfung 

und den Ausgleich der Wirtschaftspolitik in der EU 

zum Ziel hat. Dazu analysiert die Kommission die 

geplanten haushaltspolitischen, makroökonomi-

schen und strukturellen Reformen eines jeden Mit-

gliedsstaates, um folglich länderspezifische Emp-

fehlungen auszusprechen. Diese Strategie, die die 

Steuerung des Wirtschafts- und Beschäftigungs-

wachstums zur Priorität hat, ist seit Ende letzten 

Jahres maßgeblich durch den Green Deal beein-

flusst worden. Nur sechs Tage nach der Veröffentli-

chung stellt die EU-Kommission die „Jährliche Stra-

tegie für nachhaltiges Wachstum 2020“ vor, die sich 

inhaltlich auf die SDGs (Sustainable Development 

Goals der UN) vor allem aber auf die nachstehenden 

vier Dimensionen bezieht. Die ersten Vorschläge für 

länderspezifische Empfehlungen werden im Mai die-

ses Jahres angenommen. 

Ökologische Nachhaltigkeit 

Die sich ergebenden Veränderungen, so die Kom-

mission, beziehen sich nicht nur auf den Energie-, 

Bau- und Verkehrssektor, sondern auch auf Indust-

rie, Landwirtschaft und den Dienstleistungssektor. 

Am meisten Nachholbedarf in Sachen Investitionen 

sieht sie jedoch in der Energieeffizienz des Woh-

nungs- und Dienstleistungssektors, welche mit dem 

Bedarf einer nachhaltigeren Stromerzeugung und 

leistungsfähigeren Infrastruktur einhergehe. 

Schwerpunkt in der Kohäsionspolitik seien demnach 

grüne und digitale Investitionen, gleichgeschaltet mit 

Spitzenforschungen zu Rekordsummen, die zur Er-

reichung des ehrgeizigen Ziels „erster klimaneutra-

ler Kontinent der Welt“ nötig seien. 

Produktivitätswachstum 

Richtungsweisend seien hier die Stichworte Innova-

tion, Forschung, Technologie, künstliche Intelligenz, 

das Internet der Dinge, digitaler Wandel, Handels-

ausweitung und Binnenmarkt, ebenso wie Standar-

disierung und Normung von Produkten und Dienst-

leistungen, Förderung von KMUs, Bildung und Kom-

petenzen-Erwerb. Hierdurch soll vor dem Hinter-

grund von Bevölkerungsalterung und knapperen 

Ressourcen die nationale Produktivität (gemessen 

am Bruttoinlandsprodukt) gesteigert werden. 

Gerechtigkeit 

Unter diesem Punkt wird das Entgegenwirken der 

wachsenden sozialen Kluft formuliert. Faire Arbeits-

bedingungen, die Gleichberechtigung von Frau und 

Mann, Investitionen im Kompetenzbereich Sozial-

schutzsysteme, Bekämpfungen von Ausgrenzung 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=89&newsId=9524&furtherNews=yes
https://ec.europa.eu/germany/news/20200114soziales-europa-und-mindestloehne-ihre-meinung-ist-gefragt_de
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/european-semester/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1578392227719&uri=CELEX%3A52019DC0650
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1578392227719&uri=CELEX%3A52019DC0650
https://sustainabledevelopment.un.org/?menu=1300
https://sustainabledevelopment.un.org/?menu=1300
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und die EU als Motor für internationale Zusammen-

arbeit bilden das Fundament. Kohäsionspolitik sei 

nach wie vor zu priorisieren, sodass Regionen, die 

in die Gewinnung von fossilen Brennstoffen verwi-

ckelt sind, besondere Aufmerksamkeit zukäme. Des 

Weiteren sollen nationale Steuersysteme reformiert 

werden, sodass Lastenteilung, Gerechtigkeit und 

Transparenz zu Gunsten öffentlicher Investitionen, 

Bildung, Gesundheitsversorgung und Wohlfahrt ge-

stärkt würden. 

Makroökonomische Stabilität  

Eine verantwortungsvolle Wirtschafts-, Fiskal- und 

Finanzpolitik auf nationaler Ebene stehe an erster 

Stelle. Darunter falle eine reaktive, solide und trag-

fähige öffentliche Finanzstrategie, die den Schul-

denabbau rückständiger Mitgliedstaaten und die In-

vestitionen in Nationen mit günstiger Haushaltslage 

vorantreibe. Gleichzeitig müssten jedoch steigende 

Lohnstückkosten und Anstiege in Wohnimmobilien-

preisen verfolgt werden, um erneuerter Ungleichheit 

in der nationalen Fiskalpolitik entgegenzuwirken. 

(rau) 

 

Arbeitsprogramm der EU-Kommission für das 

Jahr 2020 

Am 29. Januar verabschiedete die EU-Kommission 

ihr Arbeitsprogramm für das Jahr 2020, das ganz im 

Zeichen der Leitpolitiken der neuen EU-Kommission 

steht, Europa zu einem fairen, klimaneutralen und 

digitalen Kontinent zu transformieren. Die Kommis-

sion unterstützt zudem einen weiteren Ausbau des 

legislativen Initiativrechtes durch das Europäische 

Parlament. Weiterhin möchte die EU-Kommission 

bis zum 1. Januar 2021 mit dem EU-Parlament und 

dem Rat eine Einigung über den Mehrjährigen Fi-

nanzrahmen erzielen.  

Der Arbeitsplan bietet eine erste Übersicht und 

grobe Umschreibung von Politikbereichen, in denen 

die EU-Kommission neue Gesetzesvorschläge ein-

bringen möchte, die in sechs Themenbereiche un-

tergliedert sind. Für die Bereiche Wohnungs- und 

Immobilienwirtschaft sowie Stadtentwicklung könn-

ten folgende Punkte von Relevanz werden:  

 

Ein Europäischer „Green Deal“ 

• Veröffentlichung eines europäischen Klima-

gesetzes mit dem Ziel einer verbindlichen 

Klimaneutralität bis 2050 

• Basierend auf einer Auswertung der natio-

nalen Energie- und Klimapläne wird die EU-

Kommission neue Vorgaben für die Reduk-

tion von Treibhausgasen bis 2030 vorlegen. 

• Veröffentlichung einer Strategie zur Sektor-

kopplung und Renovierungswelle 

• Veröffentlichung einer Strategie zur nach-

haltigen und intelligenten Mobilität  

• Veröffentlichung eines Aktionsplanes zur 

Kreislaufwirtschaft 

• Veröffentlichung einer neuen Biodiversitäts-

strategie für 2030 

• Strategie für eine nachhaltige Produktion 

von Lebensmitteln „Farm to Fork“  

• Veröffentlichung eines Mechanismus und 

eines Fonds für einen gerechten Übergang 

für Regionen, die durch die Energiewende 

einen strukturellen Wandel durchgehen 

werden.  

• Veröffentlichung eines Klimapaktes 

• Unterstützung der Vorhaben durch eine er-

neuerte Strategie zur nachhaltigen Finan-

zierung   

Ein Europa für das Digitale Zeitalter  

• Veröffentlichung einer europäischen Da-

tenstrategie 

• Weißbuch zur künstlichen Intelligenz 

• Aktionsplan für digitale Dienstleistungen  

Eine Wirtschaft im Dienste des Menschen 

• Weiterführung des Aktionsplanes zur Kapi-

talmarktunion 

• Veröffentlichung einer Mitteilung zur Unter-

nehmensbesteuerung für das 21. Jahrhun-

dert  

Förderung unserer europäischen Lebensweise 

• Veröffentlichung eines Aktionsplanes für In-

tegration und Inklusion für benachteiligte 

Gruppen 

Ein neuer Schwung für die Demokratie in Europa 

https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:7ae642ea-4340-11ea-b81b-01aa75ed71a1.0001.02/DOC_1&format=PDF
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• Strategie zur Gleichstellung von Geschlech-

tern 

• Bericht über die Auswirkungen des demo-

grafischen Wandels, Veröffentlichung einer 

Langzeitstrategie für ländliche Regionen 

und Grünbuch über die alternde Gesell-

schaft  

Der Arbeitsplan 2020 der EU-Kommission kann on-

line abgerufen werden. Eine tabellarische Übersicht 

aller neuen Initiativen, Vereinfachungen und Legis-

lativmaßnahmen, die zurückgezogen werden sollen, 

finden sich hier. (jos)  

 

 

https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:7ae642ea-4340-11ea-b81b-01aa75ed71a1.0002.02/DOC_2&format=PDF
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STÄDTISCH E UND TERRITORIALE ENTWIC KLUNG  

Evaluation der EU-Kommission: Wie geht es wei-

ter mit der Urbanen Agenda für die EU  

Mit dem Pakt von Amsterdam wurde 2016 Hand in 

Hand zwischen EU-Kommission und den EU-Mit-

gliedstaaten ein wichtiger Meilenstein gesetzt, um 

das Thema Stadt und Stadtentwicklung auf EU-

Ebene zu verankern. Unter den drei Zielsetzungen 

einer besseren Rechtsetzung, einer besseren Fi-

nanzierung und Wissensgrundlage starteten 14 the-

matische Partnerschaften einen fach- und ebenen-

übergreifenden Dialog, um Empfehlungen und For-

derungen für eine kohärentere und stadtverträgliche 

EU-Politik zu erarbeiten. Nach drei Jahren laufen 

diese Partnerschaften nun aus, sodass die EU-Kom-

mission eine umfangreiche Evaluierung über er-

reichte Ziele und Methodologie durchführen konnte. 

Die Ergebnisse wurden auf dem CITIES Forum in 

Porto am 30. Januar vorgestellt. Aus der Evaluie-

rung konnten folgende wesentliche Ergebnisse der 

Urbanen Agenda abgeleitet werden:  

• Stärkung des ebenenübergreifenden Dialoges, 

bei dem sich auf Augenhöhe zwischen EU-Kom-

mission, Mitgliedstaaten, Regionen und Städten 

themenspezifisch verständigt werden konnte  

• Die thematischen Partnerschaften erarbeiteten 

einen umfangreichen Katalog an Engpässen 

und Änderungsbedürfnissen in bestehenden 

EU-Politiken und leiteten daraus spezifische Ar-

beitspläne und Empfehlungen ab, die eine Aus-

wirkung auf bestehende EU-Gesetze haben 

könnten.  

• Ein flexibler bottom-up-Ansatz ermöglichte ver-

schiedene Perspektiven in der Arbeit der Part-

nerschaften. Das Interesse und Engagement 

der beteiligten Städte waren enorm. 

Folgende Schwächen wurden identifiziert:  

• Die Umsetzung der Empfehlungen ist nicht ver-

bindlich und bleibt ungewiss 

• Trotz der zahlreichen Empfehlungen (114 Aktio-

nen) fokussierten sich die wenigsten auf den 

Bereich der besseren Rechtsetzung, dem ei-

gentlichen Kern der Urbanen Agenda.  

• Fehlende Transparenz bei der Auswahl der Teil-

nehmer*Innen der Partnerschaften 

• Defizite in der Kommunikation und Tragweite zu 

externen Kreisen. Obwohl alle Zwischenergeb-

nisse regelmäßig auf einer eigens eingerichte-

ten Homepage öffentlich zugänglich waren, be-

steht eine große Diskrepanz in der Wahrneh-

mung der Arbeit zwischen den Kreisen auf EU-

Ebene, die in den Partnerschaften eingebunden 

waren und Mitwirkenden auf nationaler Ebene in 

den Mitgliedstaaten. 

Die Studie gibt zwei unterschiedliche Szenarien vor, 

wie mit der Arbeit in den Partnerschaften weiter um-

gegangen werden soll. Die Kommission selbst hält 

sich zum jetzigen Zeitpunkt noch bedeckt. Deutsch-

land hat den Auftrag erhalten, unter seiner EU-Rats-

präsidentschaft die Urbane Agenda Hand in Hand 

mit der erneuerten Leipzig Charta weiterzutragen. 

Weitere konkrete Schritte werden daher in der zwei-

ten Jahreshälfte 2020 konkretere Form annehmen. 

(jos)   

 

 

Just Transition Fund: Neuer EU-Fördertopf soll 

Kohleregionen in Deutschland einen „gerech-

ten“ Strukturwandel ermöglichen  

Der Green Deal setzt das Ziel, Europa bis 2050 zum 

ersten CO2-neutralen Kontinent zu transformieren. 

Damit ist folglich ein schrittweiser Abbau der Ver-

wendung fossiler Brennstoffe für die Energiegewin-

nung hin zu Technologien und regenerativer Ener-

gieerzeugung verbunden. Regionen, deren Wirt-

schaftskraft besonders vom Abbau fossiler Energie-

träger wie Stein- und Braunkohle, Torf oder Ölschie-

fer, sowie emissionsstarker Industrie abhängen, soll 

ein neuer europäische „Fonds für den gerechten 

Übergang“ (Just Transition Funds) in der Phase des 

Übergangs helfen, die Wirtschaftskraft aufrecht zu 

erhalten und einen regionalen Ausgleich zu unter-

stützen. Folglich wird der Fonds im Bereich der EU-

Kohäsionspolitik angesiedelt.  

 

 

https://ec.europa.eu/futurium/en/urban-agenda
https://ec.europa.eu/futurium/en/urban-agenda
https://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docgener/studies/pdf/assess_uaeu_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiative/12113/publication/6242329/attachment/090166e5cb1a6510
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiative/12113/publication/6242329/attachment/090166e5cb1a6510
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Finanzen und Verteilung:     

• Der Kommissionsvorschlag sieht 7,5 Milliarden 

Euro vor. Der Betrag kann ggf. zu einem späte-

ren Zeitpunkt aufgestockt werden.   

• Die Mittel werden aus dem EFRE und dem 

ESF+ ergänzt.  

• Deutschland würde nach derzeitigem Stand 877 

Millionen Euro erhalten und wäre im europäi-

schen Vergleich hinter Polen damit der größte 

Empfänger.  

• Der JTF fällt formal unter die Bestimmungen der 

Dachverordnung für die EU-Strukturfonds, die 

Höhe der Ko-Finanzierungsraten richtet sich 

folglich nach der bisherigen Regionskategorie 

(40 % für besser entwickelte Regionen und 55 

% für Übergangsregionen).  

• Für jeden Euro aus dem JTF muss zusätzlich 

der mind. 1,5-fache und max. 3-fache Betrag 

der Mittel des EFRE- und ESF+ Mitteln als flan-

kierende Unterstützung eingesetzt werden. Als 

Deckelung gilt jedoch, dass max. 20 % der 

ESF+ und EFRE-Mittel dafür eingesetzt wer-

den dürfen.   

Welche inhaltlichen Ziele unterstützt der Fonds?  

• Artikel 4 des Verordnungsvorschlages sieht fol-

gende Bereiche vor: Diversifizierung der Wirt-

schaft (KMU- und Start-up-Förderung), Unter-

nehmensgründung, Forschung- und Innovation 

für fortschrittliche Technologien, Digitalisierung, 

Sanierung und Dekontaminierung von Standor-

ten sowie Flächenkonversion, Kreislaufwirt-

schaft, sowie Umschulung von Beschäftigten 

und aktive Instrumente der Arbeitsmarktpolitik.  

Welche Gebiete werden ausgewählt?  

• Die Gebiete werden auf nationaler Ebene er-

mittelt und entsprechen den NUTS 3 Ebenen, 

d. h. den Bezirksebenen.  

• Für die Strategie müssen Territoriale Pläne er-

stellt werden. Die umfangreichen Anforderun-

gen sind in Artikel 7 des Verordnungsvorschla-

ges geregelt.     

• Welche Regionen genau davon profitieren und 

wie hoch die Summe am Ende sein wird, ist 

noch Verhandlungsgegenstand auch innerhalb 

des Bundes. Potenzielle Empfängerländer sind 

Sachsen, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und 

Nordrhein-Westfalen.  

Inwiefern der JTF in die Quotierung der Förder-

schwerpunkte eingreift, ist bislang offen. (jos).  

 

EuGH-Urteil zur Öffentlichkeitsbeteiligung bei 

UVP 

In der Rechtssache C-280/18 vom 7. November 

2019 klagte die Öffentlichkeit gegen ein großflächi-

ges Bau- und Infrastrukturvorhaben auf der griechi-

schen Insel Ios, da sie das Recht auf Öffentlichkeits-

beteiligung bei der sogenannten Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVP) unzureichend umgesetzt sah. 

Die Bekanntmachung des Projekts war ausschließ-

lich in dem 55 Seemeilen entfernten Styros und der 

Lokalzeitung von Styros ausgeschrieben und war 

somit den Bewohnern teilweise vorenthalten. Der 

EuGH entschied basierend auf dem sogenannten 

Effektivitätsgrundsatz, dass sich die zuständigen 

Behörden vergewissern müssen, dass die betroffe-

nen Bürger sachgemäß erreicht und informiert wer-

den können. Die Überprüfung des Effektivitäts-

grundsatzes obliegt dabei nationalen Gerichten. In 

dem vorliegenden Fall wurde die Klage jedoch ab-

gewiesen, da die Betreffenden nach Art. 6 der Richt-

linie 2011/92/EU das Bauvorhaben auf kommunaler 

Ebene zur Kenntnis genommen haben oder zumin-

dest hätten zur Kenntnis nehmen müssen. Des Wei-

teren räumt der EuGH eine Frist nach Art. 9 und 11 

der Richtlinie 2011/92 für die Einreichung eines 

Rechtsbehelfs ein, die mit der Bekanntmachung der 

Baugenehmigung eines Projekts im Internet zu lau-

fen beginnt, sofern die Öffentlichkeit nicht gemäß 

Art. 6 Abs. 2 dieser Richtlinie die angemessene 

Möglichkeit hatten, sich über das Genehmigungs-

verfahren zu unterrichten. Dennoch erkennt der 

EuGH den Sachverhalt an, dass Fehler bei den Mo-

dalitäten der Verbreitung passiert seien, da keine re-

gelmäßige Verbindung zwischen lokaler und regio-

naler Ebene vorhanden sei und eine Anreise mit er-

heblichen Kosten einherginge. (rau) 

http://curia.europa.eu/juris/celex.jsf?celex=62018CJ0280&lang1=de&type=TXT&ancre=
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32011L0092
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32011L0092
https://europa.eu/european-union/about-eu/institutions-bodies/court-justice_de
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Ausschuss der Regionen: Stellungnahme zu den 

Herausforderungen von Metropolregionen  

Der Ausschuss der Regionen (AdR) verabschiedete 

am 5. Dezember eine Stellungnahme, in dem er sich 

zu den Herausforderungen von Metropolregionen in 

der zukünftigen EU-Förderperiode positioniert. Der-

zeit definiert die EU förderberechtigte Metropolregi-

onen als NUTS-3-Regionen oder Zusammen-

schlüsse von NUTS-3-Regionen, die alle Ballungs-

räume mit mindestens 250.000 Einwohnern reprä-

sentieren, eine funktionale städtische Einheit mit ih-

rem Umland bilden und ein niedriges Pro-Kopf-BIP 

aufweisen. Der AdR räumt ein, dass eine solche De-

finition kein vollständiges Bild über den Entwick-

lungsstand erlaube oder dass Metropolen mit relati-

vem Wohlstand keine Kohäsionsmittel zukämen 

(wenn auch dringend benötigt). Außerdem wird be-

tont, dass Metropolregionen im EU-Haushalt mehr 

Bedeutung zukommen solle, da diese überdurch-

schnittlich häufig von den Folgen des Klimawandels, 

Armut und Arbeitslosigkeit, der Wohnraumkrise, In-

tegration und Kriminalität betroffen seien. Zu den 

Metropolregionen gehört auch der ländliche Raum. 

Eine gut funktionierende Stadt-Land-Verbindung sei 

Voraussetzung für die Verringerung regionaler Un-

gleichheiten, so der AdR. (rau)  

https://webapi2016.cor.europa.eu/v1/documents/cor-2019-01896-00-00-ac-tra-de.docx/content
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WOHNUNGS- UND IMMOBILIENWIRTSCHAFT 
EuGH-Urteil zu Airbnb  

Der Europäische Gerichtshof hat am 19.12.2019 in 

der Rechtssache C-390/18 Frankreich untersagt, 

restriktive Vorschriften zur Untersagung der Airbnb-

Dienste zu erlassen ohne entsprechende Mitteilung 

bei der Europäischen Kommission. Der Europäische 

Gerichtshof stuft die Dienstleistung von Airbnb als 

ein „Dienst der Informationsgesellschaft" nach Art. 2 

a der Richtlinie 2000/31/EG ein. Nach dieser soge-

nannten E-Commerce-Richtlinie wird die Airbnb-

Dienstleistung als Online-Vermittlungsdienst behan-

delt. Die Stadt Paris hatte gegen Airbnb mit der Be-

gründung geklagt, dass diese Plattform nicht nur ei-

nen Vermittlungsdienst darstellt, sondern eine Be-

herbergungsleistung erbringe. Darum hat Frank-

reich die rechtlichen Anforderungen und Vorschrif-

ten für die Ausübung des Berufs des Immobilien-

maklers auf Airbnb angewendet. Nach Ansicht des 

Gerichts sind diese Maßnahmen anfechtbar, da der 

freie Verkehr eines Dienstes der Informationsgesell-

schaft ohne vorherige Mitteilung bei der EU-Kom-

mission beschränkt wird. (gdw) 

 

Eurostat: Ageing Europe 2019  

„Ageing Europe - Statistics visualised“ ist eine digi-

tale Veröffentlichung von Eurostat in englischer 

Sprache, die einen Überblick der Lebenslage in EU-

Ländern gibt und Vergleiche mit anderen europäi-

schen Ländern ermöglicht. Sechs Themen stehen 

dafür zur Auswahl: Bevölkerungsentwicklung, Le-

bensbedingungen, Gesundheit, Arbeitsleben, Ein-

kommen und Ausgaben sowie soziales Leben. Un-

ter der Rubrik „Lebensbedingungen" lässt sich zum 

Beispiel die Haushaltszusammensetzung der Bevöl-

kerung nach Haushaltstyp und Altersgruppe darstel-

len oder auch ältere Bevölkerungsgruppen der Eu-

ropäischen Union können miteinander dahingehend 

verglichen werden, ob sie ihre Wohnung ausrei-

chend warmhalten können. (gdw) 

 

Eurostat: Steigende Mieten und Hauspreise in 

der EU seit 2007   

Laut einer Mitteilung von Eurostat haben sich die 

Haus- und Mietpreise in der EU seit der Finanzkrise 

unterschiedlich entwickelt. Während die Mieten bis 

zum dritten Quartal 2019 konstant stiegen, sah das 

bei den Hauspreisen anders aus. Kurz nach der Fi-

nanzkrise waren diese sogar rückgängig. Zwischen 

2009 und 2014 waren sie mehr oder weniger stabil 

und seit 2015 kam es zu einem raschen Anstieg. Die 

Hauspreise sind seitdem wesentlich schneller ge-

stiegen als die Mieten. Insgesamt sind die Mieten 

seit 2007 bis zum 3. Quartal 2019 um 21 % gestie-

gen, die Hauspreise dagegen um 19,1 %. Im Ver-

gleich zum EU-Durchschnitt verlief die Entwicklung 

in Deutschland anders. Insgesamt stiegen die Haus-

preise in dem Zeitraum 2007-2019 um fast 60 %, 

wogegen die Mieten unter dem EU-Durchschnitt 

blieben und um weniger als 20 % anstiegen. Diese 

Zahlen lassen vermuten, dass es zu einem nachho-

lenden Effekt bei der Mietsteigerung kommen kann, 

da die gestiegenen Immobilienpreise finanziert wer-

den müssen. (gdw) 

 

 

 

 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=FEE56A3C84608F351DF228F1C5A64EDD?text=&docid=221791&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=5777708
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/digpub/ageing
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/-/DDN-20200116-1
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High-Level Forum zur Capital Markts Union 

Bereits Ende letzten Jahres hat die Europäische 

Kommission eine hochrangige Expertengruppe zur 

Weiterentwicklung der Kapitalmarktunion einge-

setzt. Die Kapitalmarktunion soll als langfristiges 

Strukturreformprojekt die Kapitalmärkte in der ge-

samten EU vertiefen und ihre Weiterentwicklung un-

terstützen, damit diese Märkte bei der Finanzierung 

der Realwirtschaft eine größere Rolle spielen kön-

nen. Mitglieder der Expertengruppe sind 28 Füh-

rungskräfte aus der Industrie, sowie renommierte in-

ternationale Fachleute und Wissenschaftler. Die Ar-

beit der Expertengruppe ist auf drei Untergruppen 

aufgeteilt, die sich auf folgende Bereiche konzentrie-

ren: Schaffung eines gesamteuropäischen Ökosys-

tems zur Kapitalbeschaffung für Unternehmen (ein-

schließlich KMU), Förderung der Beteiligung von 

Kleinanlegern und Diversifizierung der Anlegerbasis 

sowie Konsolidierung einer gesamteuropäischen Fi-

nanzmarktarchitektur. Diese Themenfelder sollen 

analysiert werden mit dem Ziel, Bereiche zu identifi-

zieren, in denen die Europäische Kommission zu-

sätzliche politische Initiativen vorschlagen könnte. 

Die Ergebnisse der Untergruppen werden in Zwi-

schenberichten zusammengefasst und in einen Ab-

schlussbericht einfließen, der mit konkreten politi-

schen Empfehlungen der Kommission im Mai 2020 

vorgelegt werden soll. (ha) 

 

Veröffentlichung des Covered-Bond-Pakets im 

Amtsblatt 

Am 18. Dezember 2019 wurde das Covered-Bond-

Harmonisierungspaket im Amtsblatt der Europäi-

schen Union veröffentlicht. Die Richtlinie zur Harmo-

nisierung von gedeckten Schuldverschreibungen 

und die Verordnung zur Änderung von Art. 129 CRR 

sind 20 Tage nach der Veröffentlichung am 7. Ja-

nuar 2020 in Kraft getreten. Der Abschluss des Har-

monisierungsprozesses auf europäischer Ebene bil-

det eine wichtige Grundlage für die dauerhafte Privi-

legierung von Covered Bonds und deren weitere In-

ternationalisierung. Die nationale Umsetzung der 

Richtlinie muss bis zum 8. Juli 2021 und die Anwen-

dung der Vorschriften spätestens ab dem 8. Juli 

2022 erfolgen. Die Verordnung zur Änderung von 

Art 129 CRR gilt ab dem 8. Juli 2022. (ha) 

 

 

https://ec.europa.eu/info/publications/cmu-high-level-forum_en
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AKTU ELLES AU S D ER FÖRD ER LAND SCHAFT / VERAN STALTUN GEN  

European Week of Regions and Cities 2020 

Vom 12. bis 15. Oktober 2020 wird die 18te Version 

der jährlichen „European Week of Regions and Ci-

ties“ in Brüssel stattfinden, die all ihre Veranstaltun-

gen und Inhalte auf die Europäische Regionalpolitik 

zentriert. Ziel ist es, die Plattform als Austausch zwi-

schen akademischer, regionaler und (supra-) natio-

naler Praxis und der EU zu nutzen, um schließlich 

die Erweiterung der Kohäsionspolitik voranzutrei-

ben. Diesjährige Themen sind Green Europe, Kohä-

sion und Kooperation ebenso wie die Bemächti-

gung, Einflussnahme und Teilhabe aller Staats- und 

Stadtbewohner. Bis einschließlich 27. März 2020 

können sich allerlei Akteure auf die Bereitstellung ei-

nes Workshops, Vortrags oder anderen Events be-

werben. (rau) 

 

https://europa.eu/regions-and-cities/about/nutshell_en
https://europa.eu/regions-and-cities/about/nutshell_en
https://europa.eu/regions-and-cities/partners_en

